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Vor 30 Jahren, im August 1957, erschien in dieser Zeitschrift 
der erste Beitrag zu Fragen des Weltraumrechts.1 Während 
die Mehrzahl der Leser das Thema damals als ein rein aka
demisches betrachten mochte, verlief die Entwicklung auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung auf Grund der Fortschritte in 
der Raketentechnik und bei der Miniaturisierung von Geräten 
zur Weltraumforschung äußerst rasch: Schon wenige Wochen 
später, am 4. Oktober 1957, wurde in der Sowjetunion der er
ste künstliche Erdtrabant (Sputnik I) gestartet. Damit war das 
Tor zum Weltraum aufgestoßen und der Weg zur rechtlichen 
Normierung neuer Tatbestände gewiesen.1 2

Die wissenschaftlich-technische Revolution unserer Tage 
ermöglicht die Erforschung und Nutzung des Kosmos in einem 
bisher nicht gekannten Umfang. Etwa 5 000 wissenschaftlich- 
technische Apparaturen wurden bisher in den Weltraum ent
sandt. Ein Dutzend Staaten und mehr betreiben für sich allein 
oder in Verbindung mit anderen Staaten Weltraumaktivitäten, 
die nicht nur der kosmischen Grundlagenforschung dienen, 
sondern zunehmend erdgerichtet sind und hier bedeutsame 
ökonomische Ergebnisse zeitigen.3 Beispielhaft sei verwiesen 
auf die Gebiete Nachrichtenübermittlung, Wettervoraussage 
und Erdfernerkundung4, Ernteprognose, Feststellung von 
Wald- und Moorbränden, Erkundung von Rohstofflagern, Na
vigationshilfen für See- und Luftfahrt, Rettung Verunglück
ter. Es wird daran gearbeitet, superreine Grundstoffe für die 
Datenverarbeitung in Kosmoswerkstätten herzustellen. Die 
führenden Weltraumstaaten — Sowjetunion, USA, China, 
Frankreich, Japan — bieten Dienstleistungen im Kosmos für 
andere Staaten an; die Weltraumaktivitäten werden kommer
zialisiert.5

Völkerrechtliche Regelungen für Weltraumaktivitäten

Die Fülle möglicher Weltraumaktivitäten und ihre wissen
schaftlich-technische Spezifik verlangten und verlangen nach 
völkerrechtlichen Regelungen.6 Die Sowjetunion erwies sich 
als Initiator auf diesem Gebiet. Sie betonte wiederholt, daß 
alle Weltraumaktivitäten ausschließlich friedlichen Zwecken 
dienen müssen und daß völkerrechtliche Abkommen wie auch 
die institutionalisierten Formen der zwischenstaatlichen Zu
sammenarbeit dieses Grundanliegen zu realisieren und zu si
chern hätten.7

Die vielfältigen Initiativen der UdSSR zur Kodifikation 
des Weltraumrechts im Rahmen der Vereinten Nationen fan
den eine breite Unterstützung unter den UN-Mitgliedstaaten. 
Dies zeigt sich in folgender Entwicklung:

Auf der Grundlage von Beschlüssen der UN-Vollversamm- 
lung aus den Jahren 1958, 1959 und 1961 wurde das Komitee 
für die friedliche Nutzung des Weltraums (COPUOS) gebildet8, 
das sich in einen Wissenschaftlich-Technischen und einen Ju
ristischen Unterausschuß gliedert. Dem Komitee gehören ge
genwärtig 53 Staaten, darunter die DDR, an.

Aufgabe des Juristischen Unterausschusses ist es, die recht
lichen Fragen zu untersuchen, die sich aus der Erforschung 
und Nutzung des Weltraums ergeben. Er erarbeitet Resolu
tions- und Vertragsentwürfe und legt diese über das COPUOS 
und den Politischen Sonderausschuß der UN-Vollversammlung 
zur Beschlußfassung vor. Bedeutsame Ergebnisse dieser Tä
tigkeit sind u. a. die Vollversammlungs-Resolutionen 1721 
(XVI) vom 20. Dezember 1961, 1884 (XVIII) vom 17. Okto
ber 1963, 1962 (XVIII) und 1963 (XVIII), beide vom 13. De
zember 1963, sowie 2222 (XXI) vom 19. Dezember 1966.

Mit der zuletzt genannten Resolution wurde der Vertrag 
über die Prinzipien für die Tätigkeit der Staaten bei der Er
forschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mon
des und anderer Himmelskörper (Weltraumvertrag) angenom
men. Er wurde am 27. Januar 1967 in Moskau, London und 
Washington für alle Staaten zur Unterzeichnung ausgelegt und 
trat am 20. Oktober 1967 in Kraft.9 Ihm gehören gegenwärtig 
82 Staaten an, darunter die DDR.

Der Weltraumvertrag enthält eine Reihe wichtiger Grund
sätze, die heute die Prinzipien des Weltraumrechts dar stel
len, so insbesondere die Freiheit der Erforschung und Nut
zung des Weltraums und der Himmelskörper zum Wohle und 
im Interesse aller Länder (Art. I), die internationale Zusam

menarbeit bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums 
(Art. I und IX—XII), die teilweise Demilitarisierung des 
Weltraums und die vollständige Demilitarisierung der Him
melskörper (Art. IV), das Verbot der nationalen Aneignung 
des Weltraums (Art. II), die völkerrechtliche Verantwortlich
keit der Staaten für nationale Aktivitäten im Weltraum 
(Art. VI).

Nach Abschluß des Weltraumvertrags war die Arbeit des 
COPUOS darauf gerichtet, einzelne Vertragsbestimmungen 
durch spezielle Abkommen näher auszugestalten. So wurden 
die Art. V und VIII durch das Abkommen über die Rettung 
von Kosmonauten und die Rückführung von Kosmonauten 
und Objekten, die in den Weltraum entsandt wurden, vom
22. April 196810 11 präzisiert. Das Abkommen, das die Hilfelei
stung auf der Erde regelt und dazu bestimmte Informations
und Hilfeleistungspflichten für die Abkommenspartner fest
legt, trat am 3. Dezember 1968 in Kraft. Ihm gehören gegen
wärtig 78 Mitgliedstaaten an, darunter die DDR.

Die Konvention über die internationale Verantwortlich
keit für Schäden, die durch Weltraumobjekte verursacht wur
den, vom 29. März 197211, gestaltet insbesondere Art. VII des 
Weltraum Vertrags näher aus. Sie trat am 30. August 1972 in 
Kraft; ihr gehören zur Zeit 71 Mitgliedstaaten an, darunter 
die DDR. Nach der Konvention haftet der Startstaat unein
geschränkt für Schäden, die sein Weltraumobjekt auf der Erd
oberfläche oder an in der Luft befindlichen Luftfahrzeugen 
verursacht. Für andere Fälle der Schadenszufügung haftet er 
nur, wenn ihm ein Verschulden nachgewiesen werden kann. 
Sind mehrere Staaten für den Schaden verantwortlich, dann 
besteht eine gesamtschuldnerische Haftung. Die Schadensre
gulierung erfolgt auf diplomatischem Wege. Kommt es inner
halb eines Jahres zu keiner Einigung, kann eine Schiedskom
mission über den Streit entscheiden.

Die Konvention über die Registrierung von in den Welt
raum entsandten Objekten vom 14. Februar 197512, die am
15. September 1976 in Kraft trat und der gegenwärtig 35 Mit
gliedstaaten (darunter die DDR) angehören, konkretisiert 
Art. VIII des Weltraumvertrags. Die Konvention unterscheidet 
grundsätzlich zwischen nationaler und internationaler Regi
strierung der Weltraumobjekte. Jeder Staat, der ein Welt-
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